Ein herzliches Hallo, liebe Creditreform,
vielen Dank für das vorgefertigte und anonyme Schreiben, dessen Unterschrift nur eine Rechtmäßigkeit erahnen lässt – wenn man daran glauben mag.

Als eigentlicher Verfasser dieses Schreibens tut mein wahrer Name nicht zur Sache und ist im Prinzip nur die Spiegelung dessen, was Sie zu veranstalten gedenken. 

Im Wesentlichen scheinen ihnen die wahren Rechtsgrundlagen aus profitabler Sicht „verborgen geblieben worden“ zu sein. Ich spreche Sie als Creditreform an – also Sie alle. Lächelnd. Gleichzeitig darauf hinweisend, dass diese Gedanken in den nächsten Tagen für jeden im Internet erreichbar sind.
Kommen wir nun zum Wesentlichen. Ich empfehle Nachfolgendes genauestens zu lesen und vor allem auch zu prüfen.

Beim Beitragsservice handelt es sich laut seines Impressums um eine nicht rechtfähige Gemeinschaftseinrichtung. Rechtsfähigkeit ist jedoch eine Maßgebliche Voraussetzung, um sich auf Recht und Gesetz stützen zu wollen, wenn man einem sogenannten Rundfunkstaatsvertrag (RSV) vor sich „herschiebt“.
Doch der RSV ist nur ein Vertrag und kein Gesetz. Ein Vertrag, der zwischen jenen Ländern, die seit 1990 de jure aufgehört haben zu existieren (siehe alte Fassung Artikel 23 GG), zustande gekommen ist. 
Es handelt sich bei der BRD und ihren Bundesländern um ein von den Alliierten künstlich geschaffene Konstrukte, welche in den ZDF-Nachrichten vom 03.02.2012 zugeben, Rechtsnachfolgerin des Dritten Reichs zu sein (27s bei Youtube). Und ohne Gründungurkunde kein Land und keine rechtmäßige Regierung, keine rechtmäßigen Posten, von Ämtern mag ich nicht sprechen, da durch das BVerfG-Urteil vom 17.12.1953, Leitsatz 2: „Alle Beamtenverhältnisse sind am 8. Mai 1945 erloschen“, keine Beamten mehr gibt. Deshalb auch nur „Dienstausweise“ und „Beamtenstatus“.
Es handelt sich bei der BRD lediglich um eine „Glaubensgemeinschaft“, die mit allen Mitteln versucht, sich in Form der Rechtstäuschung weiter „über Wasser halten“ zu wollen. Ein Geschäftsmodell, was lediglich auf konditionierter Obrigkeitshörigkeit, Unwissenheit und Gewohnheit der zahlenden Bevölkerung beruht.

Die Vertragsländer selbst, sind als Unternehmen bei Dun & Bradstreet eingetragen, unter anderem auch der „Freistaat Bayern“. Dun & Bradstreet sagt Ihnen sicher etwas.
Zwischen den Menschen, die Sie anschreiben oder der Beitragsservice selbst kontaktiert, existiert jedoch kein schriftlicher Vertrag und es gilt der Grundsatz privatautonomer Willensbildung, die hier einseitig übersehen wird.
Der Grund, warum man Sie „ins Boot holt“ beruht auf der Tatsache, dass die Gerichtsvollzieher seit dem 01.08.2012 privat unterwegs sind. Siehe §1 GVO vor und nach diesem Datum.
Sollten Sie sich für einen gerichtlichen Weg entscheiden, vergleichen Sie bitte den §15 des GVG (Gerichtsverfassungsgesetzes) vor und nach dem 20. September 1950. Darin stand bis dato: „Die Gerichte sind Staatsgerichte.“
Versuchen Sie bei dieser Gelegenheit, einen Richter mal dazu zu bewegen, trotz fehlendem Staatshaftungsgesetz (seit 1982), ein Urteil oder Beschluss selbst und vollständig zu unterschreiben.
Was bleibt, ist die Macht und das Vorschicken anderer, um über den Vorwand einer Rechtmäßigkeit an Geldmittel gelangen zu wollen und das ist dann wieder etwas Reißerisches für das Internet.

Ich hoffe Ihnen geholfen zu haben, die richtigen Entscheidungen zu treffen.
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Im Auftrag





Beglaubigt
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„Die Putzfrau“
Dieses Schreiben wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig, weil mir gerade danach war.







